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Arbeitslosenhilfe-Verordnung 

Vom 7. August 1974 


Auf Grund des § 134 Abs. 3 des Arbeitsförderungs¬ 
gesetzes wird im Einvernehmen mit dem ßundes- 
minister der Finanzen, dem Bundesminister für Ju¬ 
gend, Familie und Gesundheit und dem Bundes¬ 
minister des Innern, auf Grund des § 137 Abs. 3 
und des § 138 Abs. 4 des Arbeitsförderungsgesetzes 
wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen verordnet: 

Erster Abschnitt 

Begründung des Anspruchs 
auf Arbeitslosenhilfe 

§ 1 

Anspruch nach Erwerbstätigkeiten 
und anderen Betätigungen 

An die Stelle der ganz oder teilweise fehlenden 
entlohnten Beschäftigung im Sinne des § 134 Abs. 1 
Nr. 4 Buchstabe b des Arbeitsfördeningsgesetzes 
treten 

1. das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis, insbe¬ 
sondere als Beamter, Richter, Berufssoldat und 
Soldat auf Zeit, 


2. der Wehrdienst oder Zivildienst auf Grund der 
Wehrpflicht sowie der Polizeivollzugsdienst im 
Bundesgrenzschutz auf Grund der Grenzschutz¬ 
dienstpflicht, 

3. die im Geltungsbereich des Arbeitsförderungs¬ 
gesetzes hauptberuflich ausgeübte Tätigkeit als 
Selbständiger oder mithelfender Familienange¬ 
höriger, wenn sie nicht nur vorübergehend auf- 
gegeben worden ist, 

4. die nicht entlohnte Beschäftigung als Arbeitneh¬ 
mer, wenn sie im Zusammenhang mit einer ab¬ 
geschlossenen oder nicht nur vorübergehend auf¬ 
gegebenen Berufsausbildung ausgeübt worden ist, 

§2 

Anspruch nach einer Ausbildung 

Eine vorherige entlohnte Beschäftigung im Sinne 
des § 134 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b des Arbeits- 
förderungsgesetzes ist zur Begründung des An¬ 
spruchs auf Arbeitslosenhilfe nicht erforderlich 
wenn der Arbeitslose eine Ausbildung abgeschlos¬ 
sen oder nicht nur vorübergehend aufgegeben hat 
und innerhalb eines Jahres vor der Arbeitslos- 
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meldung mindestens sechsundzwanzig Wochen oder 
sechs Monate oder ein Semester 

1. im Geltungsbereich des Arboitsförderungsgeset- 
zes eine allgemeinbildende Schule einschließlich 
der Abendhaupischiile, der Abendrealschule, des 
Abendgyinnasiurns oder des Kollegs, eine Fach- 
obcrschulc, ein(^ Berufsdufbauschule oder eine 
diesen gleichwertige Ausbildungsstätte besucht 
hat und im I(dzlen Jahr vor Beginn der Ausbil¬ 
dung mindestens sechsundzwanzig Wochen oder 
sechs Monate nach § 168 des Arbeitsförderungs¬ 
gesetzes beitragspflichtig war, 

2. im Geltungsbereich des Arbeitsförderungsgeset- 
ZGS eine Berufsfachschuh^ Fachschule, höhere 
Fachschule, Akademie, Hochschule oder eine 
diesen gleic:hwerlige Ausbildungsstätte besucht 
hat; ist für den angestrebten Beruf eine zusätz¬ 
liche Ausbildung oder praktische Tätigkeit vor- 
geschfiieben, so gilt die Ausbildung erst nach 
Beendigung dieser zusätzlichen Ausbildung oder 
praktischen Tätigkeit als abgeschlossen, 

3. an einer nach dem Arbellsförderungsgesetz ge¬ 
förderten Maßnahme zur beruflichen Fortbildung 
oder Umschulung mit ganztägigem Unterricht 
teilgenommen hat; der Teilnahme an einer sol¬ 
chen Maßnahme stehen Zeiten gleich, für die 
der Arbeitslose Unterhaltsgeld nach § 44 Abs. 5 
des Arbeitsförderungsgesetzos bezogen hat, 

4. an einem allgemeinbildenden oder einem allge¬ 
meinberuflichen Unterricht oder an einer Fach¬ 
ausbildung nach dem Soldatenversorgungsgesetz 
oder dem Bundespolizeibeamtengesetz teilgenom- 
men hat. 

§3 

Anspruch nach dem Bezug von Sozialleistungen 

Eine vorherige entlohnte Beschäftigung im Sinne 
des § 134 Abs. I Nr. 4 Buchstabe b des Arbeits¬ 
förderungsgesetzes ist zur Begründung des An¬ 
spruchs auf Arbeitslosenhilfe nicht erforderlich, 
wenn der Arbeitslose innerhalb eines Jahres vor der 
Arbeitslosmeldung für mindestens sechsundzwanzig 
Wochen oder sechs Monate 

1. wegen Krankheit, Minderung der Erwerbsfähig¬ 
keit, Benifsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit 
Leistungen der Sozialversicherung zur Bestrei¬ 
tung seines Lebensunterhalts bezogen hat und 
solche Leistungen nicht mehr bezieht, weil die für 
ihre Gewährung maßgebliche Beeinträchtigung 
des Leistungsvermögens nicht mehr vorliegt, 

2. wegen Arbeitsunfähigkeit oder Minderung der 
Erwerbsfähigkeit nach dem Bundesversorgungs- 
gesotz oder einem Gesetz, das das Bundesver¬ 
sorgungsgesetz für anwendbar erklärt, Leistun¬ 
gen zur Bestreitung seines Lebensunterhalts 
(Einkommensausgleich, Ausgleichsrente, Berufs¬ 
schadensausgleich) bezogen hat und solche Lei¬ 
stungen nicht mehr bezieht, weil die für ihre Ge¬ 
währung maßgebliche Beeinträchtigung des Lei¬ 
stungsvermögens nicht mehr vorliegt, 

3. wegen einer medizinischen Maßnahme der Reha¬ 
bilitation Leistungen eines öffentlich-rechtlichen 
Rehabilitationsträgors bezogen hat und solche 


Leistungen nicht mehr bezieht, weil die Maßnah¬ 
me abgeschlossen ist. 

Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt im Falle der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit nur, wenn der Arbeitslose infolge 
seines Gesundheitszustandes, seines fortgeschritte¬ 
nen Alters oder aus einem von ihm nicht zu ver¬ 
tretenden sonstigen Grunde eine zumutbare Erwerbs¬ 
tätigkeit, die den Anspruch auf Arbeitslosenhilfe 
begründet, nicht ausüben konnte, 

§4 

Anspruch nach Begründung 
des Aufenthalts und nach Auflösung der Ehe 

Eine vorherige entlohnte Beschäftigung im Sinne 
des § 134 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b des Arbeitsförde¬ 
rungsgesetzes ist zur Begründung des Anspruchs auf 
Arbeitslosenhilfe nicht erforderlich 

1. bei Personen im Sinne der §§ 1 bis 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes, die nach den §§ 9 bis 13 
dieses Gesetzes Rechte und Vergünstigungen in 
Anspruch nehmen können, oder auf die § 1 Abs. 1 
Nr. 2 und § 2 des Bundesevakuiertengesetzes an¬ 
zuwenden sind, wenn sie innerhalb eines Jahres 
vor der Arbeitslosmeldung im Geltungsbereich 
dieser Verordnung Aufenthalt genommen haben, 

2. bei Personen, die sich nach Auflösung oder Nich¬ 
tigerklärung der Ehe arbeitslos gemeldet haben, 
wenn ihnen der frühere Ehegatte vor Auflösung 
oder Nichtigerklärung der Ehe innerhalb eines 
Jahres vor der Arbeitslosmeldung für mindestens 
sechsundzwanzig Wochen in nicht nur gering¬ 
fügigem Umfange Unterhalt gewährt hat. 

§5 

Zusammentreffen von Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Die §§ 1 bis 4 gelten nur, wenn der Arbeitslose 
die Voraussetzungen des § 134 Abs. 1 Nr. 4 des 
Arbeitsförderungsgesetzes nicht erfüllt. 

(2) Die Voraussetzungen der §§ 2 und 3 gelten 
als erfüllt, wenn 

1. Zeiten einer entlohnten Beschäftigung im Sinne 
des § 134 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b des Arbeits¬ 
förderungsgesetzes sowie Zeiten, die nach § 1 an 
deren Stelle treten, zusammen mit Zeiten einer 
Ausbildung oder des Bezuges einer Sozialleistung 
im Sinne der §§ 2 und 3, 

2. Zeiten einer Ausbildung im Sinne des § 2 zusam¬ 
men mit Zeiten des Bezuges einer Sozialleistung 
im Sinne des § 3 

den Zeitraum von sechsundzwanzig Wochen oder 
sechs Monaten oder eines Semesters ergeben. 

Zweiter Abschnitt 
Berücksichtigung von Vermögen 

§6 

Verwertung von Vermögen 

(1) Vermögen des Arbeitslosen, seines mit ihm 
im gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten und 
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seiner mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden 
leiblichen Eltern und Kinder ist zu berücksichtigen, 
soweit es verwertbar und die Verwertung zumutbar 
ist und der Wert des Vermögens, dessen Verwertung 
zumutbar ist, jeweils achttausend Deutsche Mark, 
bei leiblichen Eltern und Kindern jeweils zwölf¬ 
tausend Deutsche Mark übersteigt. 

(2) Vermögen ist insbesondere verwertbar, soweit 
seine Gegenstände verbraucht, übertragen oder be¬ 
lastet werden können. Es ist nicht verwertbar, soweit 
der Inhaber des Vermögens in der Verfügung be¬ 
schränkt ist und die Aufhebung der Beschränkung 
nicht erreichen kann, 

(3) Die Verwertung ist zumulbar, wenn sie nicht 
offensichtlich unwirtschaftlic:h ist und wenn sie 
unter Berücksichtigung einer angemessenen Lebens¬ 
haltung des Inhabers des Vermögens und seiner 
Angehörigen billigerweise erwartet werden kann. 
Nicht zumutbar ist insbesondere die Verwertung 

1. von angemessenem Hausrat, 

2. von Vermögen, das zur alsbaldigen Gründung 
eines angemessenen eigenen Hausstandes be¬ 
stimmt ist, 

3. von Vermögen, das für eine alsbaldige Berufs¬ 
ausbildung, zum Aufbau oder zur Sicherung einer 
angemessenen Lebensgrundlage oder zur Auf- 
rechterhaltung einer angemessenen Alterssiche¬ 
rung bestimmt ist, 

4. von Gegenständen, die zur Aufnahme oder Fort¬ 
setzung der Berufsausbildung oder der Erwerbs¬ 
tätigkeit unentbehrlich sind, 

5. von Gegenständen, die zur Befriedigung geistiger, 
besonders wissenschaftlicher oder künstlerischer 
Bedürfnisse dienen und deren Besitz nicht Luxus 
ist, 

6. von Familien- und Erbstücken, deren Veräußerung 
für den Eigentümer oder seine Angehörigen eine 
unbillige Härle bedeuten würde, 

7. eines Hausgrundstückes von angemessener 
Größe, das der Eigentümer bewohnt, oder einer 
entsprechenden Eigentumswohnung oder eines 
Vermögens, das nachweislich zum alsbaldigen 
Erwerb eines solchen Hausgrundstückes oder 
einer solchen Eigentumswohnung bestimmt ist, 

§7 

Ausnahmen von der Verwertung 

(1) Vermögen aus einmaligen Sozialleistungen 
gilt für die Dauer von fünf Jahren als nicht ver¬ 
wertbar, soweit es zehntausend Deutsche Mark nicht 
übersteigt. 

(2) Vermögen, das aus zulagebegünstigten ver¬ 
mögenswirksamen Leistungen nach dem Dritten 
Vermögensbildungsgesetz sowie den Erträgnissen 
hieraus herrührt, gilt als nicht verwertbar, solange 
der Inhaber des Vermögens in der Verfügung be¬ 
schränkt ist und die Aufhebung dieser Beschrän¬ 
kung nur unter wirtschaftlichen oder rechtlichen 
Nachteilen erreichen kann. 


§8 

Verkehrs wert 

Das Vermögen ist ohne Rücksicht auf steuer- 
rechtliche Vorschriften mit seinem Verkehrswert 
zu berücksichtigen. Für die Bewertung ist der Zeit¬ 
punkt maßgebend, in dem der Antrag auf Arbeits¬ 
losenhilfe gestellt wird, bei späterem Erwerb von 
Vermögen der Zeitpunkt des Erwerbs. Änderungen 
des Verkehrswertes sind nur zu berücksichtigen, 
wenn sie erheblich sind. 

§9 

Dauer der Berücksichtigung 

Bedürftigkeit besteht nicht für die Zahl voller 
Wochen, die sich aus der Teilung des zu berück¬ 
sichtigenden Vermögens durch das Arbeitsentgelt 
ergibt, nach dem sich der Hauptbetrag der Arbeits¬ 
losenhilfe richtet, 

Dritter Abschnitt 

Bestreitung des Lebensunterhalts 
auf andere Weise 

§ 10 

Vermutung für die Bestreitung des Lebensunterhalts 

Es ist anzunehmen, daß der Arbeitslose seinen 
Lebensunterhalt und den seiner Angehörigen, für 
die ein Anspruch auf Familienzuschlag besteht, im 
Sinne des § 137 Abs. 1 des Arbeitsförderungsgeset¬ 
zes auf andere Weise als durch Arbeitslosenhilfe 
bestreitet oder bestreiten kann, 

1. wenn der Arbeitslose eine Tätigkeit als Arbeit¬ 
nehmer, Selbständiger oder mithelfender Fami¬ 
lienangehöriger aufnehmen oder fortsetzen und 
hierdurch oder durch Wahrnehmung einer sonsti¬ 
gen zumutbaren Möglichkeit Einkommen erzielen 
könnte, das zur Minderung oder Versagung der 
Arbeitslosenhilfe führen würde, 

2. wenn sich nicht feststellen läßt, ob oder in wel¬ 
cher Höhe der Arbeitslose Einkommen oder Ver¬ 
mögen hat, die Gesamtumstände der Lebens¬ 
führung des Arbeitslosen jedoch den Schluß zu¬ 
lassen, daß er nicht oder nur teilweise bedürftig 
ist. 


Vierter Abschnitt 
Berücksichtigung von Einkommen 

§11 

Einkünfte, die nicht als Einkommen gelten 

Außer den in § 138 Abs. 3 des Arbeitsförderungs¬ 
gesetzes genannten Einkünften gelten nicht als Ein¬ 
kommen 

1. einmalige Einkünfte, soweit sie nach Entste¬ 
hungsgrund, Zweckbestimmung oder Übung nicht 
dem laufenden Lebensunterhalt dienen, 
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2. unentgoltliclu' oder verbilligte Mahlzeiten im Be¬ 
trieb, Zuschüsse des Arbeitgebers zur Verbilli¬ 
gung der Mahlzeiten sowie ähnliche Zuwendun¬ 
gen, soweit sie stc^uerfrei sind, 

2. die niedrigere Arbeitsloscmliilfe, wenn leibliche 
Eltern und Kinder zugleich die Voraussetzungen 
des Anspruches auf Arbeitslosenhilfe erfüllen, 

4. die Verletztenrente aus der gesetzlichen Unfall¬ 
versicherung bis zur Höhe des Betrages, der in 
der Kriegsopferversorgimg bei gleicher Minde¬ 
rung der Erwerhsfähigkeit als Grundrente und 
Schwerstbeschadigtenzulage gewährt würde, im 
Ealle des § 587 der Reichsversicherungsordnung 
jedoch mindestens der danach nicht zu berück- 
s ichti g end e B etrag, 

5. die Rente wegen Berufsuntähigkeit und die Berg¬ 
mannsrente des Arbeitslosen bis zur Höhe des 
Unterschiedes zwischen der Arbeitslosenhilfe 
nach § 136 des Arbeilsförderungsgesetzes und der 
Arbeitslosenhilfe, die dem Arbeitslosen hiernach 
zustehen würde, wenn sein Arbeitsentgelt nicht 
wegen Berufsunfähigkeit, verminderter bergmän¬ 
nischer Berufsfähigkeit oder Verrichtung einer 
wirtschaftlich nicht gleichwertigen Arbeit gemin¬ 
dert wäre, 

6. Einkünfte, soweit mit ihnen unabwendbare Auf¬ 
wendungen für Maftn ahmen zur Erhaltung, Bes¬ 
serung oder Wiederherstellung der Gesundheit 
bestritten werden und soweit hierfür keine Lei¬ 
stungen Dritter gewährt w’^erden, 

7. Einkünfte eines Angehörigen des Arbeitslosen, 
soweit der Angehörige damit die fälligen Kosten 
seiner Schul- oder Berufsausbildung bestreitet, 

8. die aus sittlichen oder sozialen Gründen gewähr¬ 
ten Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln, ins¬ 
besondere solche, die wegen Bedürftigkeit an 
besonders verdiente Personen oder Künstler oder 
deren Hinterbliebene gewährt werden. 


§ 12 

Regelungen in sonstigen Rechtsvorschriften 

Vorschriften, nach denen andere als die in § 138 
Abs. 3 des Arbeitsförderungsgesetzes und in § 11 
genannten Einkünfte nicht als Einkommen im Sinne 
des § 138 Abs. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes 
gelten oder nicht zu berücksichtigen sind, bleiben 
unberührt. 

Fünfter Abschnitt 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 13 

Übergangsvorschrift 

Bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Inkraft¬ 
treten dieser Verordnung erhält Arbeitslosenhilfe, 
wer vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung die 
Voraussetzungen für den Anspruch auf Arbeits¬ 
losenhilfe nach den in § 242 Abs. 37 des Arbeits¬ 
förderungsgesetzes genannten Vorschriften, nicht 
aber nach den §§ 1 bis 5 erfüllt hat. 

§ 14 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 250 Satz 2 des 
Arbeitsförderungsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 15 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1974 in 
Kraft. 


Bonn, den 7. August 1974 


Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 
In Vertretung 
Eicher 
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Entsciieidung des Bundesverfassungsgerichts 

Ans dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 3. Juli 1974 — 1 BvL 18/73 —, ergangen auf 
Vorlage des Sozialgerichts Hildesheim, wird nach- ' 
folgen der Entscheidungssatz veröffentlicht: 

§ 7 Absatz 6 des Angestelltenversicherungsgeset- 
/.es in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes zur 
Neuregelung des Rechts der Rentenversicherung 
der Angestellten (Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetz — AnVNG) vom 23. Februar 1957 
(ßundesgesetzbl. I S. 88) ist insoweit mit Artikel 3 
Absatz 1 des Grundgesetzes unvereinbar, als da¬ 
nach die nach § 7 Absatz 1, nicht aber die nach 
§ 7 Absatz 2 von der Versicherungspflicht befrei¬ 
ten Personen auf die Befreiung verzichten kön- 
ru'ri. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs, 2 des Gesetzes über das Bundesverfas¬ 
sungsgericht Gesetzeskraft. 


Bonn, den 6. August 1974 


Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 
Dr, Erkel 


Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 


Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 21. Mai 1974 - 1 BvL 22/71, 1 BvL 21/72 , 

ergangen auf Vorlage des Bundesverwaltungsge¬ 
richts und des Verwaltungsgerichts Frankfurt/Main, 
wird nachfolgender Entscheidungssatz veröffent¬ 
licht: 

1. § 4 Absatz 1 des Reichs- und Staatsangehörig¬ 
keitsgesetzes vom 22. Juli 1913 (Reichsgesetzbl. 
S. v583), ergänzt durch Artikel 1 des Gesetzes zur 
Änderung des Reichs- und Staatsangehörigkeits¬ 
gesetzes vom 19. Dezember 1963 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 982), ist mit Artikel 3 Absatz 1 sowie mit 
Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 6 
Absatz 2 des Grundgesetzes unvereinbar, soweit 


danach das eheliche Kind einer deutschen Mutter 
und eines ausländischen Vaters die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht unter den gleichen 
Voraussetzungen erwirbt wie das eheliche Kind 
eines deutschen Vaters und einer ausländischen 
Mutter. 

2. Soweit nach der in 1. genannten Regelung ehe¬ 
liche Kinder mit nur einem deutschen Elternteil 
durch die Geburt die deutsche Staatsangehörig¬ 
keit erwerben, gilt dies bis zu einer neuen ge¬ 
setzlichen Regelung weiter. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesverfas¬ 
sungsgericht Gesetzeskraft. 


Bonn, den 6. August 1974 


Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 
Dr. Erkel 
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Bekanntmachung 

über Enteignungen für Zwecke der Deutschen Bundesbahn 
Vom 5. August 1974 

Die Bundesregierung hat mit Wirkung vom 
25. Juli 1974 folgenden Beschluß gefaßt: 

• Nach § 37 Satz 2 des Bundesbahngesetzes vom 
13. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 955) wird für 
die folgenden Bauvorhaben der Deutschen Bundes¬ 
bahn 

„Hebung der Bundesbahnstrecken 
Wanne-Bremen, 

Hamm-Emden und 
Münster-Rheda 

im Stadtbefeich von Münster zwecks 

a) Herstellung der Ringstraßenverbindung 
Niedersachsenring/Kaiser-Wilhelm-Ring, 

b) Herstellung der Straßenverbindung 
Bohlweg-Ostmarkstraße und 

c) Beseitigung der Bahnübergänge 
Mecklenburger-ZKärntner Straße, 
Mecklenburger-ZHolsteiner Straße, 

Hoher Heckenweg" 

die Enteignung für zulässig erklärt. 


Bonn, den 5. August 1974 


Der Bundesminister für Verkehr 
In Vertretung 
Heinz Ruhnau 


Bekanntmachung 

über den Schutz von Erfindungen, Mustern und Warenzeichen auf Ausstellungen 

Vom 7. August 1974 


Auf Grund des Gesetzes vom 18. März 1904 be¬ 
treffend den Schutz von Erfindungen, Mustern und 
Warenzeichen auf Ausstellungen (Reichsgesetzbl, 
S. 141) in Verbindung mit Artikel 129 Abs. 1 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland 
wird bekanntgemacht: 

Der durch das Gesetz vom 18. März 1904 vorge¬ 
sehene Schutz von Erfindungen, Mustern und Wa¬ 
renzeichen tritt ein für 


1. die in der Zeit vom 9. bis 12. September 1974 in 
Essen stattfindende „SAFETY 74 — Internatio¬ 
nale Fachmesse für Sicherheits-, Polizeialarm- 
und Feuermeldesysteme", 

2. die in der Zeit vom 22. bis 25. September 1974 in 
Düsseldorf stattfindende Veranstaltung „B '74 — 
Bürosysteme und Informationstechnik — Fach¬ 
messe mit Seminar-Forum". 


Bonn, den 7. August 1974 


Der Bundesminister der Justiz 
In Vertretung 
Dr. Erkel 
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5. H. 74 Verordming über die Grundsätze für die Vertei- 
tung des Gerneinschaftszollkontingents 1974/75 für 
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den Bezug des Kur/.arheitergeldes in den Bezirken 
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hünebirrg, Mannheim, Möncliengladbach, Münster/ 
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zwanzigsten Durchführungsverordnung zur Luft¬ 
verkehrs-Ordnung {Festlegung von Flugverfahren 
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